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20. Wahlperiode 

Unterrichtung 20/64 

der Landesregierung 
 
Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsge-
bühren für Pflanzenschutzangelegenheiten 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Abs. 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbin-
dung mit dem Parlamentsinformationsgesetz. 

Federführend ist das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und 
Verbraucherschutz. 

Zuständiger Ausschuss: Umwelt- und Agrarausschuss 

 

 





Schleswig-Holstein I I Schleswig-Holstein 
Der echte Norden I 1 9BSL Ministerium für Landwirtschaft, 

ländliche Räume, Europa 
und Verhrai]r.herschut7 

Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa Minister 
und Verbraucherschutz | Fleethörn 29-31 | 24103 Kiel 

Präsidentin des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Frau Kristina Herbst 
- Landeshaus -
24105 Kiel 

4. März 2023 

Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über 
Verwaltungsgebühren für Pflanzenschutzangelegenheiten 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

die beiliegende Ministeriumsverordnung „Landesverordnung zur Änderung der 
Landesverordnung über Verwaltungsgebühren für Pflanzenschutzangelegenheiten" 
übersende ich unter Hinweis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein in Verbindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz mit der Bitte um 
Kenntnisnahme. Die Verkündung erfolgt mit dem GVOBI. vom 06. April 2023. 

Mit freundlichen Grüßen 

U9-  ̂c^Wtvvv-

Werner Schwarz 
Minister 

Anlage: 
Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren für 
Pflanzenschutzangelegenheiten 

Dienstgebäude Fleethörn 29-31, 24103 Kiel | Telefon 0431 988-7380 | Telefax 0431 988 099090 | poststelle@mllev.landsh.de | DE­
Mail: poststelle@mllev.landsh.DE-MAIL.de | www.schleswig-holstein.de/mllevl  
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch signierte und verschlüsselte Dokumente. 



Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren für 

Pflanzenschutzangelegenheiten 

Vom yfQ. 2, 22 

Aufgrund der §§ 2, 6 und 10 Absatz 1 Satz 3 und 4 des Verwaltungskostengesetzes des Landes 

Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 (GVOBI. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Artikel 

6 des Gesetzes vom 6. Dezember 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 1002), in Verbindung mit § 4 Num­

mer 3 Buchstabe b der Verwaltungsgebührenverordnung vom 26. September 2018 (GVOBI. 

Schl.-H. S. 476), zuletzt geändert durch Verordnung vom 5. Januar 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 47), 

in Verbindung mit § 9 Absatz 1 der Geschäftsordnung der Landesregierung vom 19. August 

2013 (GVOBI. Schl.-H. S. 358) und Buchstabe F de r Geschäftsverteilung der Landesregierung 

vom 17. November 1992 (GVOBI. Schl.-H. S. 364), zuletzt geändert durch Erlass vom 30. August 

2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 800), verordnet das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, 

Europa und Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

Die Landesverordnung über Verwaltungsgebühren für Pflanzenschutzangelegenheiten vom 6. 

Dezember 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 841) wird wie folgt geändert: 

I. § 3 Satz 2 wird gestrichen. 

II. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

1. In Tarifstelle 1.2 wird die Angabe „150" durch die Angabe „200" ersetzt. ( 

2. In Tarifstelle 1.3.1 wird die Angabe „20" durch die Angabe „25" ersetzt. 

3. In Tarifstelle 1.3.2 wird die Angabe „3,60" durch die Angabe „3,90" ersetzt. 

4. Die Tarifstelle 1.3.3 wird wie folgt neu gefasst: 

„1.3.3 durch Bestimmung des 7,50" 
lebenden und toten In­
halts von Zysten, nach 
dem Quetsch- oder Bio­
testverfahren, je Probe 
und angefangene 10 Zys­
ten 

Anmerkung zu den Tarif­
stellen 1.3.2 und 1.3.3: 
1. Die Gebühr erhöht 
sich um 50 %, wenn die 



Fläche im Anbaujahr be­
probt wird. 
2. Es wird eine Mindest­
gebühr von 25 Euro er­
hoben. 

5. Die Tarifstelle 1.3.4 wird wie folgt neu gefasst: 

„1.3.4 Probenahme auf Kartof-
felzystennematoden 

1.3.4.1 Entnahme von Boden­
proben incl. Material 
und Fahrtkosten für Pro­
benahme, je Probe 

5,30 

1.3.4.2 Material für Probe­
nahme durch Externe 
incl. Fahrtkosten für 
Überbringung des Mate­
rials, je Probe 

2,75" 

In Tarifstelle 1.3.5 wird die Angabe „20" durch die Angabe „25" ersetzt. 

Tarifstelle 1.3.6 wird wie folgt neu gefasst: 

„1.3.6 Vitalitätstest (Biotestver­
fahren), je Gefäß 

5" 

Nach Tarifstelle 1.3.6 wird die folgende Tarifstelle 1.3.7 eingefügt: 

„1.3.7 Pathotypenbestimmung, 
nach dem Biotestverfah­
ren, je Gefäß 

5" 

9. In Tarifstelle 1.4 wird die Angabe „3/80" durch die Angabe „3,90" ersetzt. 

10. In Tarifstelle 1.6.2 wird die Angabe „90" durch die Angabe „95" ersetzt. 

11. In Tarifstelle 1.6.3 wird die Angabe „125" durch die Angabe „130" ersetzt. 

12. In Tarifstelle 1.7 werden die Wörter „oder Entnahme anderer Untersuchungspro­

ben" gestrichen. 

13. In Tarifstelle 3.5 wird die Angabe „5 bis 2.000 (pro Person)" durch die Angabe „5 

bis 50 (pro Person) oder bis 2.000 (pro Seminar)" ersetzt. 

14. In Tarifstelle 4 werden die Wörter „und Sachkundefortbildung" angefügt. 

15. In Tarifstelle 4.1.1 werden die Wörter „Anwenderinnen und Anwender, Beraterin­

nen und Berater und Abgeberinnen und Abgeber von Pflanzenschutzmitteln" 

durch die Wörter „anwendende, beratende oder abgebende Personen" ersetzt. 



16. Die Tarifstellen 4.5 und 4.6 werden wie folgt neu gefasst: 

„4.5 Fort- und Weiterbil­
dungsmaßnahmen zum 
Erhalt der Pflanzen­
schutzsachkunde 

Anmerkung zur Tarif­
stelle 4.5: 
Hierunter fallen auch Ge­
bühren für Inhouse-Se­ 
m ina re 

35 bis 3.000 

4.5.1 Online-Seminar zum Er­
halt der Pflanzenschutz­
sachkunde 

20 

4.6 Anerkennung einer Fort­
oder Weiterbildungs­
maßnahme Dritter 

Anmerkung zu der Tarif­
stelle 4.6: 
Die Gebührenpflicht um­
fasst auch die Ablehnung 
der beantragten Amts­
handlung. 

150 bis 500" 

17. Nach Tarifstelle 4.6 werden die folgenden Tarifstellen 4.7. und 4.8 angefügt: 

„4.7 Ausstellen einer Teilnah­
mebescheinigung für 
eine Fort- oder Weiter­
bildungsmaßnahme 

15 

4.8 Ersatzausstellung einer 
Teilnahmebescheinigung 
oder eines Prüfungszeug­
nisses Sachkunde 

10" 

18. In Tarifstelle 5.1.1 wird die Angabe „200" durch die Angabe „210" ersetzt. 

19. In Tarifstelle 5.1.2 wird die Angabe „250" durch die Angabe „260" ersetzt. 

20. In Tarifstelle 5.1.3 wird die Angabe „290" durch die Angabe „300" ersetzt. 

21. In Tarifstelle 5.1.4 wird die Angabe „330" durch die Angabe „340" ersetzt. 

22. In Tarifstelle 5.2.1 wird die Angabe „16" durch die Angabe „20" ersetzt. 

23. In Tarifstelle 5.2.2 wird die Angabe „19" durch die Angabe „22" ersetzt. 

24. In Tarifstelle 5.2.3 wird die Angabe „23" durch die Angabe „25" ersetzt. 

25. In Tarifstelle 5.2.4 wird die Angabe „27" durch die Angabe „30" ersetzt. 



26. In Tarifstelle 5.3 wird die Angabe „80" durch die Angabe „100" ersetzt. 

27. In Tarifstelle 5.4 wird die Angabe „17" durch die Angabe „18" ersetzt. 

28. In Tarifstelle 5.5 wird die Angabe „17" durch die Angabe „18" ersetzt. 

29. In Tarifstelle 5.7 wird die Angabe „0,75" durch die Angabe „1,00" ersetzt. 

30. In Tarifstelle 6.1 werden die Wörter „Amtliche Anerkennung eines gewerblichen 

Betriebes als Kontrollstelle zur Durchführung von Prüfungen an Pflanzenschutzge­

räten" durch die Wörter „Anerkennung amtlicher Kontrollwerkstätten für die 

Pflanzenschutzgerätekontrolle" ersetzt. 

31. In Tarifstelle 6.2 wird das Wort „Kontrollstelle" durch die Wörter „amtlichen Kon­

trollwerkstatt" ersetzt. 

32. Nach Tarifstelle 6.2 wird die folgende Tarifstelle 6.3 eingefügt: 

«6.3 Durchführung von Schu­ 15 bis 50 
lungen/Fortbildungen für (pro Person)" 
Pflanzenschutzgerä­
teprüfer 

Anmerkung zu der Tarif­
stelle 6.3: 
Hierunter fallen Online-
Seminare und eih- bis 
zweitägige Praxissemi­
nare 

33. Die bisherige Tarifstelle 6.3 wird zu Tarifstelle 6.4 und in der Anmerkung wird die 
Angabe „6.3" durch die Angabe „6.4" ersetzt. 

34. Die bisherige Tarifstelle 6.4 wird zu Tarifstelle 6.5 und wie folgt neu gefasst: 

„6.5 Genehmigung für die An­
wendung eines zugelas­
senen Pflanzenschutz­
mittels in anderen als 
den mit der Zulassung 
festgesetzten Anwen­
dungsgebieten 

6.5.1 Einzelantrag 50 

6.5.2 Sammelantrag 

Anmerkung zu den Tarif­
stellen 6.5.1 und 6.5.2: 
Die Gebührenpflicht um­
fasst auch die Ablehnung 

50 bis 1.000" 



der beantragten Amts­
handlung^ 

35. Die bisherige Tarifstelle 6.5 wird zu Tarifstelle 6.6 und wie folgt neu gefasst: 

„6.6 Erteilung einer Ausnah­ 100 bis 500" 
megenehmigung zur An­
wendung von Pflanzen­
schutzmitteln auf Nicht-
kulturland 

Anmerkung zur der Tarif­
stelle 6.6: 
Die Gebührenpflicht um-
fasst auch die Ablehnung 
der beantragten Amts­
handlung. 

36. Nach Tarifstelle 6.6 wird die folgende Tarifstelle 6.7 eingefügt: 

„6.7 Erteilung einer Ausnah­ 50 bis 200" 
megenehmigung vom 
Verbot der Anwendung 
von Pflanzenschutzmit­
teln in Gebieten mit Be­
deutung für den Natur­
schutz und an Gewäs­
sern 

Anmerkung zu der Tarif­
stelle 6.7: 
Die Gebührenpflicht um-
fasst auch die Ablehnung 
der beantragten Amts­
handlung. 

37. Die bisherige Tarifstelle 6.6 wird zu Tarifstelle 6.8 und in der Anmerkung wird die 
Angabe „6.6" durch die Angabe „6.8" ersetzt. 

38. In Tarifstelle 7 wird nach der Angabe „0,30" die Angabe „- 0,40" angefügt. 

39. Tarifstelle 9 wird wie folgt neu gefasst: 

Pflanzengesundheitskon­
trolle nach Verordnung 
Nummer 2016/20311, 

1 Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 über Maß­
nahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 228/2013, (EU) Nr. 
652/2014 und (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtli­
nien 69/464/EWG, 74/647/EWG, 93/85/EWG, 98/57/EG, 2000/29/EG, 2006/91/EG und 2007/33/EG (ABI. L 317 
S. 4). 



Verordnung Nummer 
2017/6252 und der An­
bau materialverordnung 
vom 21. November 2018 
(BGBl. I S. 1964), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 
der Verordnung vom 24. 
November 2020 (BGBl. I 
S. 2540, 2555)" 

40. In Tarifstelle 9.1.2 wird die Angabe „35" durch die Angabe „40" ersetzt. 

41. Tarifstelle 9.3.2.2 wird wie folgt gefasst: 

,9.3.2.2 Pflanzengesundheitliche 
Einfuhrkontrollen 
Diese gebührenrechtli­
chen Regelungen dienen 
der Umsetzung der Richt­
linie Nummer 89/20023 in 
nationales Recht. 

Anmerkung zu der Tarif­
stelle 9.3.2.2: 

Wird für eine bestimmte 
Gruppe von Pflanzen, 
Pflanzenerzeugiiissen o­ 
der sonstigen Gegenstän­
den aus bestimmten 
Drittländern die Häufig­
keit der Nämlichkeitskon-
trollen und Pflanzenge-
sundheitsuntersuchun­

2 Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche 
Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittel­
rechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, 
zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 
1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Par­
laments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtli­
nien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der 
Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Ra­
tes und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (ABl. L 95 S. 1). 
3 Richtlinie 2002/89/EG des Rates vom 28. November 2002 zur Änderung der Richtlinie 2000/29/EG des Rates 
über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganis­
men der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (ABI. L 355 S. 45). 



gen nach den Bestim­
mungen der Verordnung 
Nummer 1756/20044 ver­
mindert, wird für alle 
Sendungen und Partien 
der betreffenden Waren­
gruppe, unabhängig da­
von, ob sie kontrolliert 
werden oder nicht, eine 
anteilmäßig verminderte 
Gebühr für die Nämlich-
keitskontrolle und für die 
Pflanzengesundheitskon­
trolle erhoben." 

42. Nach Tarifstelle 9.3.2.4 werden die folgenden Tarifstellen 9.3.2.5 und 9.3.2.6 ein­
gefügt: 

„9.3.2.5 Passagierkontrollen -
Kontrollen von persönli­
chem Gepäck 

Kontrollen von persönli­
chem Reisegepäck auf­
grund von geltenden 
Rechtsvorschriften im 
Pflanzenschutz, insbe­
sondere aufgrund der 
Verordnung Nummer 
2016/2031 und der 
Durchführungsverord­
nung (EU) 2019/20725 

9.3.2.5.1 Vernichtung von Pflan­
zen, Pflanzenteilen und 
Substraten im persönli­
chen Reisegepäck 

40 

9.3.2.5.2 Prüfung und Entschei­
dung über die Einfuhrfä­
higkeit von Erzeugnissen, 

100 bis 500 

4 Verordnung (EG) Nummer 1756/2004 der Kommission vom 11. Oktober 2004 zur Festlegung der erforderli­
chen Angaben sowie der Kriterien für Art und Umfang der Verringerung der Häufigkeit der Pflanzengesund­
heitsuntersuchungen bei bestimmten in Anhang V Teil B der Richtlinie 2000/29/EG des Rates aufgeführten 
Pflanzen/Pflanzenerzeugnissen und anderen Gegenständen (ABl. L 313 S. 6). 
5 Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 der Kommission vom 28. November 2019 zur Festlegung einheitli­
cher Bedingungen für die Durchführung der Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des 
Rates in Bezug auf Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 690/2008 der Kommission sowie zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommis­
sion (ABI. L 319 S. 1). 



die im persönlichen Rei­
segepäck ohne Pflanzen­
gesundheitszeugnis mit­
geführt werden 

9.3.2.6 Kontrollen im Online­
Handel 

Die Prüfung und Ent­
scheidung zur Einfuhrfä­
higkeit erfolgt aufgrund 
von geltenden Rechtsvor­
schriften im Pflanzen­
schutz, u.a. aufgrund der 
Pflanzengesundheitsver­
ordnung (EU) 2016/2031 
und der Durchführungs­
verordnung (EU) 
2019/2072. 

9.3.2.6.1 Vernichtung von Pflan­
zen, Pflanzenteilen und 
Substraten im Online­
Handel 

40 

9.3.2.6.2 Prüfung und Entschei­
dung über die Einfuhrfä­
higkeit von Erzeugnissen, 
die ohne Pflanzenge­
sundheitszeugnis einge­
führt werden 

100 bis 500" 

43. Tarifstelle 9.4.6.1 wird wie folgt gefasst: 

„9.4.6.1 Durchführung im Rah­ 15 bis 1.500" 
men der Anerkennung 
von höherwertigem 
Obst-Anbaumaterial 
(z.B. Prüfung der An­
träge, Wärmetherapie, 
Obstvirustestung mit In­
dikatoren) 

44. Nach Tarifstelle 9.4 wird die folgende Tarifstelle 9.5 eingefügt: 

„9.5 Benennung von Quaran­
tänestationen/geschlos­
senen Anlagen nach Arti­
kel 60 der Verordnung 
Nummer 2016/2031 



9.5.1 Registrierung mit Be­
scheinigung von Quaran­
tänestationen/geschlos­
senen Anlagen 

55 

9.5.2 Letter of Authority (LoA) 
(Import, Export, innerge­
meinschaftliches Verbrin­
gen) 

20 bis 500 

9.5.3 Bescheinigung für Geneh­
migung von Quarantäne­
stationen/geschlossenen 
Anlagen 

20 bis 50" 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 2 1  

(â )-̂ AäaJU/V -̂

Werner Schwarz 

Minister für Landwirtschaft, ländliche Räume, 

Europa und Verbraucherschutz 
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